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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
  
  

1. Gewerbesteuer: Hinzurechnung von Aufwendungen im Rahmen eines Sponso-
ringvertrags 
Urteil vom 23.03.2023, Az: III R 5/22  

2. Einkommensteuer: Selbstunterhalt eines behinderten Kindes aus privater 
Rente 
Urteil vom 16.02.2023, Az: III R 23/22  

3. Einkommensteuer: Leistungsklage des Jobcenters gegen Familienkasse wegen 
Erstattung 
Urteil vom 19.01.2023, Az: III R 36/21  

4 Bilanz: Berücksichtigung des Beibehaltungswahlrechts gem. Art. 67 Abs. 1 S. 2 
EGHGB 
Urteil vom 09.03.2023, Az: IV R 24/19  

5 Umsatzsteuer: Steuersatzermäßigung für Werbelebensmittel 
Urteil vom 23.02.2023, Az: V R 38/21  

6. Zoll: Antidumpingzoll auf Einfuhren von Schuhen aus der VR China und Vi-
etnam 
Urteil vom 13.12.2022, Az: VII R 13/20  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Gewerbesteuer: Hinzurechnung von Aufwendungen im Rahmen eines Sponsoring-

vertrags 
Urteil vom 23.03.2023, Az: III R 5/22 
1. Unter den Begriff der Mietzinsen und Pachtzinsen i.S. des § 8 Nr. 1 Buchst. d und e 
GewStG fallen nur Leistungen aufgrund solcher Verträge, die ihrem wesentlichen Ge-
halt nach Miet- oder Pachtverträge sind. 
 
2. Enthält der Vertrag neben der entgeltlichen Gebrauchsüberlassung wesentliche nicht 
trennbare miet- oder pachtfremde Elemente, die ihn einem anderen Vertragstyp zuord-
nen oder zu einer Einordnung als Vertrag eigener Art führen, scheidet eine gewerbe-
steuerrechtliche Hinzurechnung der Entgelte insgesamt aus. 
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3. Bei einem Sponsoringvertrag kann es sich um einen atypischen Schuldvertrag han-
deln, bei dem die einzelnen Leistungspflichten derart miteinander verknüpft sind, dass 
sie sich rechtlich und wirtschaftlich nicht trennen lassen, so dass auch eine nur teil-
weise Zuordnung der Pflichten zum Typus eines Miet- oder Pachtvertrags ausscheidet. 
 

  
2. Einkommensteuer: Selbstunterhalt eines behinderten Kindes aus privater Rente 

Urteil vom 16.02.2023, Az: III R 23/22 
1. Die Fähigkeit des volljährigen behinderten Kindes zum Selbstunterhalt ist anhand 
eines Vergleichs seines gesamten existenziellen Lebensbedarfs einerseits und der fi-
nanziellen Mittel —seiner Einkünfte und Bezüge— andererseits zu prüfen; das Ver-
mögen des Kindes bleibt dabei unberücksichtigt (ständige Rechtsprechung). 
 
2. Bezieht ein behindertes volljähriges Kind eine Rente, die durch Vermögensum-
schichtung begründet wurde —hier: Einzahlung der dem Kind von einem Kindergeld-
berechtigten zweckgebunden zugewandten Mittel in einen privaten Versicherungsver-
trag––, so sind die den Ertragsanteil übersteigenden Teile der Rentenzahlungen nicht 
als Bezug zu berücksichtigen. 
 

  
3. Einkommensteuer: Leistungsklage des Jobcenters gegen Familienkasse wegen Er-

stattung 
Urteil vom 19.01.2023, Az: III R 36/21 
1. Erstattungsansprüche des Jobcenters nach § 74 Abs. 2 EStG i.V.m. §§ 102 bis 105 
SGB X sind mit der allgemeinen Leistungsklage geltend zu machen, da zwischen den 
Leistungsträgern kein Über- und Unterordnungsverhältnis besteht. 
 
2. Für die Monate, in denen die Familienkasse rechtzeitig geleistet hat, scheidet ein Er-
stattungsanspruch des Jobcenters aus (Bestätigung der Senatsrechtsprechung, Senats-
urteil vom 02.06.2022 - III R 9/21 , BFHE 277, 294, BStBl II 2022, 840). 
 
3. Ein Erstattungsanspruch ist außerdem ausgeschlossen, wenn die Familienkasse 
selbst geleistet hat, bevor sie von der Leistung des Jobcenters Kenntnis erlangt hat 
(Bestätigung der Senatsrechtsprechung, Senatsurteil vom 02.06.2022 – III R 9/21 , 
BFHE 277, 294, BStBl II 2022, 840). 
 
4. Im Fall des § 74 Abs. 2 EStG i.V.m. § 104 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 SGB X hat die 
Familienkasse von der Leistung des Jobcenters Kenntnis erlangt, sobald eine entspre-
chende Mitteilung unter der eigens für Erstattungsanträge eingerichteten Funktions-
adresse der Familienkasse eingegangen ist. 
 
5. Organisatorische Entscheidungen der Familienkasse, die dazu führen, dass dem für 
die Festsetzung und Auszahlung des Kindergelds zuständigen Sachbe-arbeiter eine in 
den Geschäftsbereich gelangte Information nicht bekannt wird, rechtfertigen es nicht, 
diese im Verhältnis zu Dritten als unbekannt zu werten. 
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4. Bilanz: Berücksichtigung des Beibehaltungswahlrechts gem. Art. 67 Abs. 1 S. 2 
EGHGB 
Urteil vom 09.03.2023, Az: IV R 24/19 
1. Der Handelsbilanzwert für Nachsorgerückstellungen bildet auch nach Inkrafttreten 
des BilMoG gegenüber einem höheren steuerrechtlichen Rückstellungswert die Ober-
grenze (Anschluss an BFH-Urteil vom 20.11.2019 – XI R 46/17 , BFHE 266, 241, 
BStBl II 2020, 195). 
 
2. Der maßgebliche Handelsbilanzwert bestimmt sich unter Berücksichtigung der als 
GoB zu beurteilenden Bewertungsgrundsätze des Handelsrechts ( §§ 252 ff. HGB ) 
und damit auch unter Berücksichtigung des Beibehaltungswahlrechts des Art. 67 Abs. 
1 Satz 2 EGHGB . 
 

  
5. Umsatzsteuer: Steuersatzermäßigung für Werbelebensmittel 

Urteil vom 23.02.2023, Az: V R 38/21 
Im Rahmen der zollrechtlichen Auslegung von § 12 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. Anlage 2 zum 
UStG ist der Verwendungszweck nur dann von Bedeutung, wenn er dem Erzeugnis 
nach seinen objektiven Merkmalen und Eigenschaften innewohnt, wobei übliche Ver-
packungen außer Betracht bleiben. Zur Verneinung der Steuersatzermäßigung reicht es 
daher nicht aus, dass sog. Werbelebensmittel unabhängig hiervon zu Werbezwecken 
geliefert werden. 
 

  
6. Zoll: Antidumpingzoll auf Einfuhren von Schuhen aus der VR China und Vietnam

Urteil vom 13.12.2022, Az: VII R 13/20 
1. Soweit die VO 1472/2006 und die DVO 1294/2009 durch den EuGH für ungültig 
erklärt wurden, weil die Europäische Kommission nicht über die Anträge einzelner 
ausführender Hersteller auf Marktwirtschafts- und individuelle Behandlung entschie-
den hatte, war die Europäische Kommission berechtigt, das Antidumpingverfahren 
wiederaufzunehmen, die Prüfung der Anträge nachzuholen und neue Antidumping-
zollverordnungen zu erlassen. Die aufgrund der VO 1472/2006 und der DVO 
1294/2009 entrichteten Abgaben blieben daher gesetzlich geschuldet i.S. von Art. 236 
Abs. 1 ZK. 
 
2. Eine nochmalige Mitteilung des festzusetzenden Antidumpingzolls ist nach Erlass 
der neuen Antidumpingzollverordnungen (DVO 2016/1647 und DVO 2016/2257) 
nicht erforderlich, weil die Rechtsgrundlage für die Festsetzung des Antidumpingzolls 
nicht vollständig entfallen war, die Europäische Kommission gemäß Art. 266 AEUV 
zur Umsetzung des EuGH-Urteils verpflichtet war und die Höhe des Antidumpingzoll-
satzes auch nach nochmaliger Prüfung durch die Europäische Kommission unverän-
dert geblieben ist. 
 
  

 

 


